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Niemand hat die Absicht, einen Aufsatz zu zensieren.
Archäologie, Politik und Zensur im Zusammenhang mit der Ausstellung „Roads of 
Arabia. Archäologische Schätze aus Saudi-Arabien“

Stefan Maneval

maneval@bgsmcs.fu-berlin.de, Berlin Graduate School of Muslim Cultures and Societies, Freie Universität 
Berlin

Zusammenfassung

Am Beispiel der Berliner Ausstellung „Roads of Arabia. Archäologische Schätze aus 
Saudi-Arabien“ (Musuem für Islamische Kunst, Frühjahr 2012) diskutiert dieser Essay 
die Verbindung von archäologischer Wissensvermittlung mit politischen Zielen. Ausge-
hend von der Zensur eines Aufsatzes für den Ausstellungskatalog durch die saudische 
Generalbehörde für Tourismus und Altertümer erörtere ich, inwiefern die Ausstellung 
einen Beitrag zum Machterhalt des saudischen Königshauses lieferte. Der Essay nimmt 
Bezug auf öffentliche Debatten über die Zusammenarbeit deutscher Kulturinstitutionen 
mit autoritären Staaten und fragt nach den Konsequenzen, die aus dem Vorfall für ver-
gleichbare zukünftige Kooperationen zu ziehen sind. Mein Vorschlag in dieser Hinsicht 
lautet, dass sich kulturelle und wissenschaftliche Einrichtungen über die forschungsethi-
schen Grundlagen der Kooperation mit Institutionen autoritärer Staaten verständigen 
sollten, um Bedingungen und Grenzen der Zusammenarbeit zu formulieren.

Abstract

This essay deals with the connection between knowledge transfer and politics in ar-
chaeology, taking the exhibition “Roads of Arabia: Archaeological treasures from Sau-
di-Arabia” as an example. The exhibition was shown in the Museum for Islamic Art 
in Berlin in spring 2012. Based upon the censorship of an article for the exhibition 
catalogue through the Saudi Commission for Tourism and Antiquities, I argue that the 
exhibition was used in various ways as a means to stabilize Saudi rule. The essay refers 
to recent public debates about the cooperation of German cultural institutions with au-
thoritarian regimes and discusses the consequences that should be drawn for future co-
operations. I conclude with the suggestion to initiate a dialogue on the ethical principles 
of international cultural and research collaboration in order to formulate conditions and 
boundaries of cooperation.
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I. Ein Ereignis

Vom 26. Januar bis 9. April 2012 war im Museum 
für Islamische Kunst Berlin die Ausstellung „Roads 
of Arabia. Archäologische Schätze aus Saudi-Arabi-
en“ zu sehen. Der Kern der Ausstellung, die einen 
Zeitraum von der Jungsteinzeit bis zum 20. Jahrhun-
dert abdeckte, war von saudischen und französischen 
ArchäologInnen für den Pariser Louvre konzipiert 
worden (Al-Ghabban et al. 2010) und von dort be-
reits nach Barcelona und Sankt Petersburg gereist. 
Die Berliner Ausstellung ergänzte den Grundbe-
standteil der Exponate mit zahlreichen Objekten aus 
Berliner Sammlungen beziehungsweise aus Ausgra-
bungen von Berliner Archäologinnen und Archäolo-
gen. Die meisten Exponate waren vorher noch nie 
außerhalb von Saudi-Arabien zu sehen gewesen.

Begleitet wurde die Ausstellung von einem Ka-
talog, der gemeinsam vom Museum für Islamische 
Kunst und der saudischen Generalbehörde für Tou-
rismus und Altertümer (im folgenden vereinfachend 
Antikenbehörde genannt) in deutscher und engli-
scher Sprache herausgegeben wurde (Franke et al. 
2011). Der saudische Mitherausgeber verweigerte 
das Einverständnis zu einem Katalogbeitrag über den 
Staatsbildungsprozess und die jüngere Geschichte 
Saudi-Arabiens. Bei dem betroffenen Beitrag han-
delte es sich um einen knappen historischen Über-
blick von der Eroberung des späteren Staatsgebiets 
Saudi-Arabiens unter der Führung Abdulaziz ibn 
Sauds (auch bekannt als Ibn Saud), der 1932 das Kö-
nigreich Saudi-Arabien ausrief, bis zur Gegenwart. 
Dass die saudische Antikenbehörde ihre Mitheraus-
geberschaft dazu nutzte, eine unerwünschte politi-
sche Meinung in der in Deutschland erscheinenden 
Publikation zu unterdrücken, überraschte insofern, 
als die im Aufsatz enthaltene Kritik nicht über die 
Darstellungsweise gängiger Publikationen zur Lan-
desgeschichte hinaus reichte1.  Allerdings handelt es 
sich dabei um ausländische Veröffentlichungen, die 
in Saudi-Arabien nicht auf dem regulären Buchmarkt 
erhältlich sind, während der Ausstellungskatalog in 
Saudi-Arabien verbreitet wurde. 

Da dieser Verstoß gegen die Prinzipien der freien 
Wissenschaft aus dem Katalog nicht eindeutig her-
vorgehen würde, zog ich meinen eigenen Beitrag 
zur Stadtgeschichte Jiddahs zurück und entschied 

1 Die wichtigsten zitierten Referenzwerke im zensierten 
Aufsatz sind Vassiliev (2000); Steinberg (2002); ders. 
(2004); Ibrahim (2006); Commins (2009).

mich dafür, den Vorfall öffentlich zu machen. Das 
Ergebnis dieser Entscheidung ist der vorliegende 
Essay, mit dem folgende Absichten verfolgt werden. 
Zum einen soll der Vorfall dokumentiert werden, 
damit er nicht in Vergessenheit gerät. Zum anderen 
soll der Zusammenhang zwischen archäologischer 
Wissensproduktion und -vermittlung einerseits und 
Politik andererseits ins Bewusstsein gerufen werden. 
Jede Deutung archäologischer oder, allgemeiner ge-
sprochen, historischer Befunde ist von teils bewuss-
ten, teils unhinterfragten ideologischen Grundannah-
men durchdrungen und besitzt somit eine politische 
Dimension. Die Zensur des Artikels für den Ausstel-
lungskatalog zeugt davon, dass die Darstellung der 
Vergangenheit von entscheidender Bedeutung für die 
politischen Verhältnisse in der Gegenwart sein kann. 
Im vorliegenden Essay geht es um einen besonderen 
Aspekt des Politischen, nämlich um den Machter-
halt eines autoritären Regimes. Ich möchte anhand 
einiger Beispiele darlegen, wie der saudische Staat 
die archäologische Ausstellung auf unterschiedliche 
Weisen dazu nutzte, die Herrschaftsverhältnisse im 
Königreich Saudi-Arabien zu festigen. Darum gehe 
ich nicht nur auf die Aufsatz-Zensur ein, sondern 
auch auf die Sponsorensituation und das Rahmen-
programm, auf einen Raum der Ausstellung, der dem 
Gründer des saudischen Königreichs gewidmet war, 
und auf den Ersatz des zensierten Beitrags durch den 
Aufsatz eines saudischen Historikers. Anknüpfend 
an öffentliche Kontroversen um die Grenzen der 
Kooperation mit autoritären Staaten im kulturellen 
Bereich, schließt der Essay mit dem Vorschlag ab, 
zukünftig größere Klarheit über die Rahmenbedin-
gungen derartiger Zusammenarbeit herzustellen, 
beispielsweise in Form eines Richtlinienpapiers.

Die Namen derjenigen, die unmittelbar an den 
Auseinandersetzungen um den zensierten Text betei-
ligt waren, einschließlich des Autors/der Autorin des 
Beitrags - eine Person, die im Folgenden als „Autor 
A.“ bezeichnet werden soll - , werden im Essay nicht 
genannt, um die Aufmerksamkeit auf den Vorfall als 
solchen zu richten. Ich selbst war in der Organisa-
tion der Ausstellung geringfügig involviert, indem 
ich für einen Themenraum über aktuelle Berliner 
Forschungsprojekte zur Geschichte der arabischen 
Halbinsel eine Auswahl historischer und zeitgenös-
sischer Fotografien aus Jiddah zusammenstellte und 
kommentierte. Dazu nahm ich an einigen Vorberei-
tungstreffen teil. Im Zuge der Aufsatz-Zensur führte 
ich zahlreiche Gespräche mit  Autor A. und mit den 
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Entscheidungsträgern im Museum für Islamische 
Kunst.

II. Ein Dilemma

Sollten deutsche Museen und Forschungseinrich-
tungen bei Ausstellungsprojekten mit autoritären 
Staaten kooperieren oder lieber auf eine Zusammen-
arbeit verzichten? Diese Frage wurde in den vergan-
genen Jahren wiederholt in den Medien diskutiert. 
Ins Kreuzfeuer der Kritik geriet etwa die am 1. Ap-
ril 2011 im chinesischen Nationalmuseum eröffnete 
Ausstellung zur „Kunst der Aufklärung“, die vom 
Auswärtigen Amt der BRD mit rund zehn Millio-
nen Euro großzügig mitfinanziert und aus Berliner, 
Münchner und Dresdner Museumsbeständen zusam-
mengestellt wurde. Der Vorwurf lautete, die spekta-
kuläre Schau würde dem chinesischen Staat dabei 
helfen, sich in einem freiheitlichen aufklärerischen 
Licht zu sonnen, während die politische Realität von 
Menschenrechtsverletzungen, Pressezensur und po-
litischer Verfolgung von Regimekritikern gekenn-
zeichnet sei.2

Im Vorfeld einer Ausstellung zum Thema „Mythos 
Olympia – Kult und Spiele“ (31. August 2012 bis 7. 
Januar 2013) im Berliner Martin-Gropius-Bau wur-
de eine Mediendebatte ausgelöst, als bekannt wurde, 
dass die Ausstellung inhaltlich neu ausgerichtet wer-
den würde. Das Emirat von Qatar, dessen Hauptstadt 
Doha sich als Austragungsort für die olympischen 
Spiele 2020 beworben hatte, war als Geldgeber für 
das kostspielige Projekt gewonnen worden und hatte 
die Finanzierungshilfe mit Änderungswünschen am 
ursprünglichen Ausstellungskonzept verknüpft. Tat-
sächlich wurde schließlich auf den Ausstellungsteil 
zu den olympischen Spielen der Neuzeit, der kri-
tische Aspekte wie Doping, Kommerzialisierung, 
Korruption und Umweltzerstörung enthalten sollte, 
verzichtet.3  

2 Vgl. z.B. „Was Aufklärung in China bedeutet“, FAZ 
01.04.2011; „Aufklärung in Marmor“, FAZ 05.04.2011; 
„Aufklärung als höchste Kunst“, SZ 07.04.2011, 
http://sueddeutsche.de/kultur/china-nach-der-festnah-
me-von-ai-weiwei-wo-aufklaerung-hoechste-kunst-
ist-1.1082189, aufgerufen am 03.04.2013.

3 Vgl. „Die verkaufte Olympia-Ausstellung“, Zeit-On-
line 14.02.2012, http://zeit.de/sport/2012-02/gropi-
us-olympia-ausstellung-sievernich, aufgerufen am 
03.04.2013; „Gropius-Museum verzichtet auf das mo-
derne Olympia“, Zeit-Online 10.05.2012, http://zeit.
de/sport/2012-05/gropius-bau-olympia-katar, aufgeru-
fen am 03.04.2013.

Die Kritik, einer politischen Instrumentalisierung 
zu dienen, erntete Anfang 2012 auch die Ausstellung 
„Roads of Arabia“ im Museum für Islamische Kunst 
in Berlin, wenngleich die öffentliche Diskussion in 
diesem Fall relativ leise verlief. Am schärfsten kri-
tisiert wurde die „Roads of Arabia“ Ausstellung in 
der Online-Ausgabe des Berliner Tagesspiegel vom 
23. Januar 2012.4   In der Printausgabe des Tages-
spiegel vom 26. Januar 2012 wurde die Kritk in ab-
geschwächter Form wiederholt. Das ZDF sendete in 
der Reihe Aspekte am 27. Januar 2012 einen sehr 
polemischen Beitrag anlässlich der Ausstellungser-
öffnung.5  Andere Medien, an erster Stelle die Frank-
furter Allgemeine Zeitung, die Süddeutsche Zeitung 
und die Berliner Zeitung, berichteten hingegen be-
geistert von der Ausstellung, die aufgrund ihrer 
Qualität und Einmaligkeit über politisch bedingten 
Zweifeln erhaben sei. Die Anzahl dezidiert kritischer 
Kommentare blieb somit im Fall von „Roads of Ara-
bia“ vergleichsweise gering.

Wenn repressive Regime ihr schlechtes Image in 
der eigenen Bevölkerung und im Ausland mithilfe 
von spektakulären Kulturveranstaltungen aufpolie-
ren wollen, dürfe dies nicht unterstützt werden – so 
lautet das Hauptargument der Gegner der erwähnten 
Kooperationen. Auf der anderen Seite weisen die 
Befürworter der Zusammenarbeit darauf hin, dass 
geistiger Austausch in der Regel eher einen gesell-
schaftlichen und politischen Wandel bewirkt als Iso-
lation und Konfrontation. Sie sehen in den Projekten 
wahlweise Anzeichen einer politischen Öffnung, die 
es zu fördern gelte, oder politische Bildungsarbeit, 
die auf die erwünschte Demokratisierung hinwirke.6 

4 „Wandel durch Annäherung hat schon einmal nicht 
funktioniert“, Tagesspiegel 23.01.2012,  http://tages-
spiegel.de/kultur/ausstellung-roads-to-arabia-wan-
del-durch-annaeherung-hat-schon-einmal-nicht-funk-
tioniert/6095174.html, aufgerufen am 08.08.2012.

5 Siehe http://zdf.de/ZDFmediathek/beitrag/video/1553 
682/Die-Ausstellung-Roads-of-Arabia#/beitrag/vi-
deo/1553682/Die-Ausstellung-Roads-of-Arabia, auf-
gerufen am 08.08.2012.

6 Neben den bereits erwähnten Beiträgen wird das Für 
und Wider mit ähnlichen Argumenten beispielsweise 
in folgenden Zeitungskommentaren erörtert: „Gehen 
oder bleiben?“, Tagesspiegel 05.04.2011, http://ta-
gesspiegel.de/kultur/nach-der-verhaftung-von-ai-wei-
wei-gehen-oder-bleiben/4028250.html, aufgerufen am 
22.04.2013; „Gesicht gewinnen. Der Dialog mit China 
muss auf Augenhöhre geführt werden, nicht mit Ko-
tau“, Tagesspiegel 15.04.2011, http://tagesspiegel.de/
kultur/gesicht-gewinnen/4067598.html, aufgerufen 
am 22.04.2013.



Forum Kritische Archäologie 3 (2014) Streitraum: Niemand hat die Absicht

Seite   4

Beide Sichtweisen haben ihre Berechtigung, und 
die tatsächlichen Auswirkungen der kulturellen Zu-
sammenarbeit lassen sich nicht messen, geschweige 
denn im Voraus abschätzen. Die beteiligten Wissen-
schaftlerinnen, Kuratoren und Ausstellungsorgani-
satorinnen und -organisatoren stehen darum häu-
fig vor einem Dilemma. Dieser Artikel kann keine 
pauschale Antwort auf die Eingangsfrage geben und 
das Dilemma nicht lösen. Der Nutzen einer wissen-
schaftlichen oder kulturellen Zusammenarbeit mit 
den Behörden eines autokratisch regierten Staates 
muss in jedem Einzelfall gegen die Bedenken und 
Gefahren abgewogen werden. Eine Auseinanderset-
zung mit den Schwierigkeiten und Interessenkon-
flikten, die im Zuge der Vorbereitung der Berliner 
Ausstellung „Roads of Arabia“ auftraten, kann das 
Bewusstsein für die Probleme einer solchen Koope-
ration stärken. Da sich der Interessenkonflikt wie so 
oft erst im Nachhinein klar abzeichnete, richtet sich 
die Diskussion der involvierten Positionen auf po-
tentielle zukünftige Kooperationen – nicht mit dem 
Anliegen, vergleichbare Projekte künftig prinzipiell 
abzulehnen, sondern mit dem Ziel, auf ähnliche Pro-
bleme besser vorbereitet zu sein. 

Den Vorfall zu dokumentieren erscheint mir not-
wendig, um die Bedingungen der archäologischen 
Wissensproduktion und -vermittlung zu reflektieren 
und offenzulegen. Die Überraschung der Betroffe-
nen – mich selbst inbegriffen – in Anbetracht des 
zensorischen Eingriffs beruht nicht zuletzt auf einer 
fehlenden vorangehenden Auseinandersetzung mit 
den politischen Interessen, die die archäologische 
Leistungsschau motivierten. Der Artikel soll in Er-
innerung rufen, dass auch eine Ausstellung, in der 
es vordergründig nur um neolitische Speerspitzen, 
früharabische Inschriften und antike Handelswege 
zu gehen scheint, eine ausgeprägte politische Di-
mension besitzt und eindeutige politische Anliegen 
verfolgen kann. 

Der Inhalt des vorliegenden Essays ist selbst ein 
Kompromiss zwischen unterschiedlichen Positionen 
zu den Grenzen der Kooperation. Dem Bestreben, 
einen politischen Eingriff in die freie Wissenschaft 
– die Zensur eines Beitrags für den Ausstellungs-
katalog – publik zu machen, stand die berechtigte 
Sorge um die Fortsetzung der wissenschaftlichen 
Zusammenarbeit mit saudischen Partnern entge-
gen. Angesichts ohnehin schon schwieriger Einrei-
sebedingungen für Saudi-Arabien (keine Vergabe 
von Touristenvisa abgesehen von der Pilgerfahrt, 

Vergabe von Forschungsvisa nur auf der Grundlage 
von Einladungen hochrangiger wissenschaftlicher 
Einrichtungen) kann schnell der wissenschaftliche 
Austausch auf dem Spiel stehen. Selbst Projekte 
von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, die 
nicht unmittelbar mit dem Vorfall oder der Ausstel-
lung zu tun hatten, sind potentiell gefährdet. Von 
einem Abbruch dieser Beziehungen und der auf aka-
demischem Austausch basierenden Forschungspro-
jekte hätte niemand etwas gewonnen. 

So habe ich in Absprache mit Autor A. darauf ver-
zichtet, den Vorfall vor oder während der Ausstel-
lung an die Öffentlichkeit zu tragen, um nicht unnö-
tig zu provozieren,. Aus demselben Grund sehen wir 
von einer Veröffentlichung des zensierten Beitrags in 
dieser Zeitschrift bis auf weiteres ab. Ich bedaure, 
dass dem Leser/der Leserin dadurch die Möglichkeit 
verwehrt bleibt, sich ein vollständiges Bild davon zu 
machen, welche Äußerungen und Formulierungen 
das Missfallen der saudischen Antikenbehörde erregt 
haben.

Meine Auslassungen sind nicht als ausgewogene 
Ausstellungsrezension zu verstehen. Im Schlaglicht 
der Kritik treten die Probleme in den Vordergrund, 
während die positiven Aspekte ins Hintertreffen ge-
raten. Viel zu kurz kommt die Anerkennung der Ar-
beit des Kuratoren-Teams, das eine in jeder Hinsicht 
ansprechende und beeindruckende Ausstellung or-
ganisiert und gestaltet hat. Die vielen kleineren und 
größeren Schritte, die die saudische Antikenbehörde 
hinsichtlich der Darstellung der Landesgeschichte 
im Rahmen der Schau erstmals gewagt hat, werden 
nur kursorisch erwähnt. Ohne die Verdienste der 
Ausstellung schmälern zu wollen, werden im Fol-
genden die unterschiedlichen politischen Facetten 
des musealen Großereignisses beleuchtet und die da-
mit verbundenen Schwierigkeiten aufgezeigt.

III. Interessen im Konflikt

Die Vorbereitungen zur Berliner „Roads of Ara-
bia“ Ausstellung begannen im Herbst 2010, nach-
dem der Grundbestandteil der Exponate vom 12. 
Juli bis 27. September 2010 im Pariser Louvre zu 
sehen war. Die Ausstellung brach erstmals mit der 
in Saudi-Arabien gelehrten Unterteilung in ein prä-
islamisches Zeitalter der Dunkelheit und Ignoranz 
(jahiliyya) und die Zeit seit der Entstehung des Is-
lam, der alles besser werden ließ. Erstmals boten 
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sich Einblicke in die Einbindung der meist als öde 
Peripherie behandelten Halbinsel in die überregiona-
len Handelsnetzwerke und Kulturhorizonte. Auf der 
Seite des Berliner Museums und seiner Kooperati-
onspartner wurde die Chance gesehen, eine in ihrer 
Art einmalige Ausstellung nach Berlin zu holen, den 
wissenschaftlichen Austausch und den im Ausstel-
lungskonzept verankerten Paradigmenwechsel in der 
offiziellen saudischen Geschichtsschreibung zu för-
dern und der Öffentlichkeit hierzulande bislang un-
bekannte Aspekte aus der Geschichte der arabischen 
Halbinsel zu präsentieren. Die Ausstellung rückte 
das ferne Land näher an Ägypten, Griechenland, 
Rom – und somit näher an Europa.

Die Suche nach Finanzierungsmöglichkeiten für 
die Ausstellung im Berliner Museum für Islamische 
Kunst gestaltete sich als schwierig, da der erhoffte 
Geldsegen aus der saudischen Staatskasse ausblieb. 
Mittelfristig drohte das Projekt zu scheitern. Schließ-
lich konntenMitteln der Stiftung Deutsche Klassen-
lotterie, diverser privater saudischer und deutscher 
Sponsoren sowie des saudischen Außenministeri-
ums für die Schau gewonnen werden. Am 25. Januar 
2012 fand die Eröffnung statt, nur wenige Monate 
später als anfänglich geplant. Hinter diesem Gelin-
gen stand der unermüdliche Einsatz der Berliner 
Museumsleitung sowie saudischer und deutscher Di-
plomaten. Die politische Bedeutung, die der Ausstel-
lung beigemessen wurde, kann  unter anderem an der 
Schirmherrschaft abgelesen werden, die gemeinsam 
vom damaligen deutschen Bundespräsidenten Chris-
tian Wulff und dem saudischen König Abdullah bin 
Abdulaziz übernommen wurde.

Durch die Notwendigkeit, Gelder aus der Pri-
vatwirtschaft einwerben zu müssen, traten zu den 
musealen, bildungspolitischen und kulturdiplomati-
schen Interessen andere Interessenlagen der Spon-
soren hinzu. Dies machte sich in der Planung der 
Begleitkonferenz mit dem Titel „Roads to Arabia“  
bemerkbar. Organisiert vom Berliner Senat, diente 
die Konferenz zum Thema Infrastruktur mit Panels 
zur Gesundheitsversorgung und zum Städtebau aus-
drücklich dazu, eine Plattform für Berliner Unter-
nehmen und Dienstleistungsanbieter zu schaffen, 
um nach Möglichkeit lukrative Aufträge im Land 
des schwarzen Goldes zu erhalten.7  Dem Thema 

7 Vgl. „Saudis locken den Berliner Mittelstand“, Tages-
spiegel 13.03.2012, http://tagesspiegel.de/wirtschaft/
partner-gesucht-saudis-locken-den-berliner-mittel-
stand/6318962.html, aufgerufen am 03.04.2013.

Kulturerbe wurde eine zweistündige Vortrags- und 
Diskussionsrunde mit geladenen Referentinnen und 
Referenten gewidmet – bei einer Konferenzlänge 
von zwei Tagen besaß es nur marginalen Charakter. 
Die Idee, die Ausstellung zur Verbesserung der Wirt-
schaftskontakte zu nutzen, existierte nicht allein sei-
tens der deutschen Institutionen. Der Präsident der 
saudischen Generalbehörde für Tourismus und Al-
tertümer, Prinz Sultan bin Salman bin Abdulaziz Al 
Saud, wies in seinem Vortrag auf der Eröffnungsfei-
er wiederholt darauf hin, dass es in Saudi-Arabien, 
wie die Ausstellung zeige, nicht nur Sand und Erd-
öl gebe. Es sei aber kein Geheimnis, dass Sand und 
Erdöl reichlich vorhanden seien. Ein Wink mit dem 
Zaunpfahl aus dem Land mit dem vielen Geld für die 
Hauptstadt der Exportnation Deutschland, mit dem 
der Redner implizierte, dass deutsche Unternehmen 
und Technologie aus Deutschland beim Ausbau der 
Infrastruktur in Saudi-Arabien willkommen seien. 

Nichts an diesem Geschehen ist ungewöhnlich 
oder illegitim, weder das Konferenzthema, das, ab-
gesehen vom Titel, kaum etwas mit der Ausstellung 
zu tun hatte, noch die Nutzung des kulturellen Events 
für handelsstrategische Werbezwecke. Die Abhän-
gigkeit des Kulturbetriebs von privatwirtschaftlichen 
Sponsoren erscheint heutzutage wie eine Selbstver-
ständlichkeit. Gerade weil die Verbindung von Kul-
turveranstaltungen mit Wirtschaftsinteressen in der 
Regel unhinterfragt akzeptiert wird, lohnt es, daran 
zu erinnern, dass eine Archäologie-Ausstellung öko-
nomischen Akteuren – von Unternehmen bis hin zu 
Volkswirtschaften – eine Bühne zur Profilierung bie-
tet. Es ist nicht gleichgültig, wem auf dieser Bühne 
ein Platz eingeräumt wird. Die Stabilität des saudi-
schen Regimes hängt, wie häufig festgestellt wird, 
nicht zuletzt von der wirtschaftlichen Prosperität ab 
(vgl. z.B. Champion 2003; Hertog 2006, 2010). Be-
reits seit Ende der 1990er Jahre verfolgt die saudische 
Regierung erfolgreich den Ausbau des Privatsektors, 
um das Land aus der Abhängigkeit vom Weltmarkt-
preis für Erdöl zu befreien (vgl. Fürtig 2007). Die 
Förderung von Wirtschaftskontakten muss als Teil 
der politischen Strategie betrachtet werden, den 
Staat für Zeiten niedriger Erdölpreise bzw. sinkender 
Erdölreserven krisenfester zu gestalten.

Der Vertrag zwischen den beiden Ausstellungs-
veranstaltern, dem Museum für Islamische Kunst 
der Staatlichen Museen zu Berlin und der saudi-
schen Generalbehörde für Tourismus und Altertümer 
in Riad beinhaltete, dass die Publikation sämtlicher 
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Texte, die im Rahmen der Ausstellung zum Zweck 
der Wissensvermittlung produziert wurden, das Ein-
verständnis beider Vertragspartner benötigt. Dies 
bezog sich insbesondere auf die Beiträge für den Be-
gleitband und die Erläuterungen auf den Wandtafeln 
der Ausstellungsräume. In der Umsetzung bedeutete 
diese Regelung, dass alle Katalog- und Ausstellungs-
texte in englischer Übersetzung der saudischen Anti-
kenbehörde zur Prüfung vorgelegt werden mussten. 
Geprüft wurde, so ist aus dem hier geschilderten 
Vorfall zu schließen, ob die Inhalte im Einklang mit 
den Interessen des saudischen Staates stehen. Umge-
kehrt wurden auch die Texte saudischer Autoren den 
deutschen Mitherausgebern vorgelegt und zum Teil 
erheblich redigiert.

Man kann den Verantwortlichen in den Staatli-
chen Museen zu Berlin die Frage stellen, ob die Au-
torinnen und Autoren auf den vollen Umfang dieser 
Abmachung hingewiesen wurden bzw. warum diese 
Bedingung überhaupt akzeptiert wurde. Man kann 
genauso den Autorinnen und Autoren, die zumindest 
mündlich, wenngleich eher beiläufig, von der Re-
gelung erfuhren, vorwerfen, sich auf die ausgehan-
delten Bedingung eingelassen zu haben. Tatsächlich 
rechnete wohl kaum jemand damit, dass von dem 
„Zensurrecht“ Gebrauch gemacht werden würde – 
schließlich ging es vornehmlich um, wie es scheint, 
politisch unbedenkliche Steinwerkzeuge, antike In-
schriften und Karawanenrouten. Außerdem ist es 
nicht ungewöhnlich, dass dem Mitherausgeber eines 
Sammelbandes die Textbeiträge vorgelegt werden. 
Entscheidend ist vielmehr, wie mit dem Mitbestim-
mungsrecht über die Textauswahl umgegangen wird, 
das heißt, ob es bei einem formellen Verfahren bleibt 
oder ob und nach welchen Kriterien in die Aussagen 
der Texte eingegriffen wird.

Sechs Wochen vor dem Eröffnungstermin und 
nur wenige Tage vor dem finalen Abgabetermin der 
Katalogtexte teilte die saudische Antikenbehörde 
mit, dass der Katalogtext zur jüngeren saudischen 
Geschichte nicht erscheinen dürfe. Stattdessen sollte 
ein Aufsatz zum Staatsbildungsprozess aus der Hand 
eines saudischen Historikers und Leiters einer staat-
lichen Behörde abgedruckt werden. Der Verfasser/
die Verfasserin des betroffenen Textes forderte die 
saudische Antikenbehörde auf, Änderungsvorschlä-
ge anzubieten, um den Artikel gegebenenfalls in 
modifizierter Form abzudrucken. In der Version des 
Textes, den der saudische Zensor daraufhin als Kom-
promiss vorlegte, war kaum ein Satz unverändert ge-

blieben. Ganze Absätze waren gestrichen und sogar 
ein Zitat aus einer Primärquelle war umgeschrieben 
worden. Der Zensor rechtfertigte sein Vorgehen ge-
genüber Autor A. damit, Fehler korrigieren und den 
Text einem Laienpublikum leichter zugänglich ma-
chen zu wollen. Unter diesem Vorwand ersetzte er 
die Außensicht auf die Geschichte und Gegenwart 
des Landes durch das offizielle Geschichtsbild der 
saudischen Monarchen. Der Staatsgründungsprozess 
wurde im Zuge der Zensur als Wiederherstellung 
einer natürlichen Ordnung dargestellt, die vorange-
henden Kriegszüge Abdulaziz ibn Sauds als unver-
meidliches Mittel zur Durchsetzung eines legitimen 
Zwecks. Einzelheiten gewaltsamer Auseinanderset-
zungen wurden gestrichen. Der Begriff „schiitischer 
Glaube“ wurde durch „religiöse Neuerungen“ ersetzt 
– eine für Muslime stark abwertende Bezeichnung, 
die die Abkehr (bid’a) vom rechten Glauben impli-
ziert. Jegliche im ursprünglichen Text erwähnten 
Streitigkeiten innerhalb der saudischen Königsfami-
lie (z.B. der Machtkampf zwischen König Saud bin 
Abdulaziz und seinem Bruder Faysal) oder Formen 
von Widerstand der Bevölkerung gegen die sau-
dische Regierung (z.B. die Ermordung von König 
Faysal im Jahr 1975 oder die Besetzung der Großen 
Moschee in Mekka durch islamistische Oppositio-
nelle im Jahr 1979) wurden gelöscht.

Für Autor A. kam es nicht in Frage, den eigenen 
Namen unter die Modifikationen zu setzen. Er/Sie 
hätte damit die eigene wissenschaftliche Seriosität 
und Integrität aufs Spiel gesetzt. Der Vorschlag, so-
wohl den Text von Autor A. als auch den des sau-
dischen Historikers als zwei unterschiedliche Sicht-
weisen auf die Landesgeschichte im selben Band zu 
veröffentlichen, wurde von der saudischen Antiken-
behörde abgelehnt. Zeit für lange Verhandlungen 
war nicht vorhanden, so dass die HerausgeberInnen 
im Berliner Museum sich gezwungen sahen, die Vor-
gaben zu akzeptieren, um die Veröffentlichung und 
die Zusammenarbeit nicht zu gefährden. Es steht 
nicht in meinem Ermessen zu beurteilen, ob der Ver-
handlungsspielraum vollständig ausgeschöpft wur-
de. Dieser war sicherlich eingeschränkt durch die be-
rechtigte Sorge des Museums für Islamische Kunst, 
die Veranstaltung könne noch kurzfristig abgesagt 
werden. Es geschieht in Saudi-Arabien oft, dass 
von langer Hand geplante Großereignisse kurz vor 
Veranstaltungsbeginn auf Geheiß der Regierung ver-
hindert werden. So musste zum Beispiel das jährlich 
stattfindende Jeddah Economic Forum im Jahr 2009 
kurzfristig abgesagt werden. Es ist nachvollziehbar, 
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dass das Museum ein solches Risiko zu diesem Zeit-
punkt nicht eingehen wollte.

Spekulationen, ob die Zensur durch ein anderes 
Vorgehen hätte abgewendet werden können, sind 
meines Erachtens wenig sinnvoll. Entscheidend sind 
vielmehr die Implikationen, die sich aus dem Vorfall 
ergeben, sowie die Frage, was daraus für zukünftige 
Kooperationen gelernt werden kann. An dieser An-
wendung von Zensur wird deutlich, dass Saudi-Ara-
bien mit der Ausstellung mehr als nur Imagepflege 
im westlichen Ausland betreiben wollte. Ein kriti-
scher Blick auf den Staatsbildungsprozess wurde zu-
gunsten einer Glorifizierung des Staatsgründers und 
eines Lobliedes auf dessen als Vereinigungsprozess 
(Al-Simari 2011: 286) beschriebenen Eroberungszug 
verhindert. Damit verfolgte das Ausstellungsprojekt 
ein geschichtspolitisches Ziel von hoher Relevanz 
für die Gegenwart, nämlich die Herrschaftslegitimie-
rung des saudischen Königshauses. Diese zielte zu 
einem großen Anteil auf ein saudisches Publikum ab, 
denn im Laufe der Vorbereitungen für die Ausstel-
lung entschied die saudische Antikenbehörde, dass 
1000 Exemplare des englischsprachigen Katalogs in 
Saudi-Arabien verbreitet werden sollten. Vermutlich 
achteten die Zensoren vor dem Hintergrund dieser 
Entscheidung besonders sorgfältig auf den Inhalt der 
Katalogtexte.

Es ist nicht auf den ersten Blick ersichtlich, war-
um überhaupt in die Landesgeschichte, die die Aus-
stellung anhand archäologischer Objekte erzählte, 
die Familiengeschichte des Herrscherhauses einge-
flochten wurde. Das Thema der Staatsgründung füg-
te sich alles andere als glatt in die Ausstellung. Selbst 
wenn die ausgestellten Exponate zu diesem Kapitel 
– Schwert, Mantel und Porträt des Staatsgründers 
und ersten Königs Abdulaziz ibn Saud sowie eine für 
die Eroberung des Landes bedeutsame Holztür  – als 
archäologische Objekte bezeichnet werden können, 
setzten sie keinesfalls die Erzählung von Handels-
straßen, Transportwegen, Pilgerrouten und Pfaden 
kulturellen Austauschs auf der arabischen Halbinsel 
fort (zur Bedeutung der genannten Objekte für die 
offizielle saudische Historiographie siehe al-Ras-
heed 2004: 189-192). Ohne Zweifel begann mit der 
Eroberung weiter Teile der Halbinsel durch die Trup-
pen Abdulaziz ibn Sauds ein wichtiger neuer Ab-
schnitt in der Geschichte des Landes. Doch an Stelle 
einer kritischen Auseinandersetzung mit dieser Ge-
schichte erfolgte die Apotheose des Staatsgründers, 
dessen Söhne bis heute die Thronfolger stellen. Der 

Weg hin zum heutigen Staat, der – wie viele andere 
Staatsbildungsprozesse – über gewaltsame Konflik-
te und blutige Auseinandersetzungen führte, wurde 
ausgeklammert. Die bis in die Gegenwart reichende 
Herrschaft der saudischen Königsfamilie wurde als 
selbstverständliche Tatsache dargestellt, die ebenso 
unwiderruflich erscheinen sollte wie die zivilisati-
onsgeschichtliche Abfolge von der Steinzeit zu den 
frühen Staatsformen.

Der zensierte Aufsatz endete mit der Frage nach 
der zukünftigen Herrschaftslegitimität der saudi-
schen Königsfamilie. Autor A. knüpfte diese an die 
Reformbereitschaft des Regimes:

In terms of foreign policy, the changed situa-
tion in the Middle East brought about by the 
‘Arab spring’ also means that Saudi Arabia’s 
role in the region must be readjusted. As such, 
a decisive factor will be whether Ibn Sa‘ud’s 
heirs succeed in continuing the cautious re-
form process in the coming years and reconci-
ling the conflicting interests.

Dieser Absatz wurde – neben einigen weiteren 
Passagen – vom Zensor ersatzlos gestrichen. In An-
betracht der politischen Umbrüche in anderen ara-
bischen Ländern – Tunesien, Ägypten, Libyen und 
Syrien – sieht sich auch das saudische Regime auf 
dem Prüfstand. Deutlich zeichnete sich die Angst 
des Herrscherhauses vor einem Übergreifen der 
arabischen Protestbewegung auf die Bevölkerung 
im eigenen Land an den Reaktionen auf Demonst-
rationsaufrufe im März 2011 ab. Am Freitag, den 
11. März, für den landesweite Proteste angekündigt 
waren, wurden kaum Demonstranten gesichtet, doch 
der Staat stellte in den Zentren der Großstädte eine 
massive Polizeipräsenz zur Schau. Das Ausbleiben 
der Massenproteste hielt König Abdullah nicht da-
von ab, eine Woche später, am 18. März 2011, in 
einer Fernsehansprache Gehaltserhöhungen in Mil-
liardenhöhe für alle Beschäftigten des Öffentlichen 
Dienstes zu versprechen, um Kritik am bestehenden 
Herrschaftssystem zuvor zu kommen.

Die Regierung Saudi-Arabiens unterbindet  nicht 
erst seit den Revolten in den Nachbarländern öffent-
liche Äußerungen, die die Legitimität der saudischen 
Herrschaft in Frage stellen (vgl. Hagmann 2010; Ma-
neval 2010). Repressalien gegen Journalistinnen und 
Journalisten sorgen für ein hohes Maß an Selbstzen-
sur, Internetseiten mit regierungskritischen Inhalten 
werden von einer dem Innenministerium unterstell-
ten Zensurbehörde gesperrt (siehe hierzu den Inter-



Forum Kritische Archäologie 3 (2014) Streitraum: Niemand hat die Absicht

Seite   8

netauftritt der Zensurbehörde http://internet.gov.sa/
learn-the-web/guides/content-filtering-in-saudi-ara-
bia). Die Nervosität der saudischen Regierung seit 
Beginn der arabischen Protestbewegung führte zu 
einer verstärkten Einschränkung der Meinungsfrei-
heit. Regimekritiker wurden vermehrt verhaftet, die 
Ausreisebedingungen für saudische Intellektuelle 
erschwert und zahlreiche Kulturveranstaltungen der 
europäischen Auslandsvertretungen in Saudi-Arabi-
en verboten. Möglicherweise wäre der Aufsatz für 
den Ausstellungskatalog auch vor dem so genannten 
„Arabischen Frühling“ zensiert worden. Doch die er-
höhte Wachsamkeit des Regimes steigerte zumindest 
die Wahrscheinlichkeit eines derartigen Eingriffs. In-
dem die saudische Antikenbehörde sich nicht damit 
begnügte, den Katalogbeitrag aus der Publikation 
auszuschließen, sondern auf dem Ersatz aus saudi-
scher Feder beharrte, untermauerte sie gezielt den 
Herrschaftsanspruch des Königshauses.

Diese Feststellung bedeutet nicht, das Vorgehen 
der saudischen Antikenbehörde sei ein politischer 
Eingriff in eine politisch neutrale Sphäre objektiver 
Wissensproduktion gewesen. Der Blick jeder Histo-
rikerin und jedes Archäologen auf ihr/sein Untersu-
chungsmaterial ist geprägt von bestimmten Wertvor-
stellungen. Die Meinung eines Autors/einer Autorin 
zu politischen Ereignissen oder historischen Sach-
verhalten fließt unweigerlich auf mehr oder weniger 
offensichtliche Weise in die Textproduktion ein. Der 
ursprünglich vorgesehene Beitrag war nicht weniger 
politisch als der abgedruckte Aufsatz des saudischen 
Historikers. Das geht eindeutig aus den wenigen zi-
tierten Zeilen hervor. Als Prognose formuliert, lässt 
sich aus der Einschätzung zur zukünftigen Stellung 
Saudi-Arabiens im Nahen Osten unmissverständlich 
die Forderung nach politischen Reformen herausle-
sen. Selbst die Tatsache, dass die Zensoren keinen 
anderen eingereichten Aufsatz beanstandeten, be-
deutet nicht, dass die Behandlung antiker Perioden 
und Objekte keine politische Dimension besitze. Im 
Gegenteil stellt der Umgang mit der präislamischen 
Geschichte beziehungsweise mit der Zeit vor der 
Gründung des saudischen Königreichs im Rahmen 
der Ausstellung einen signifikanten geschichtspo-
litischen Wandel dar. Wie die Historikerin Madawi 
al-Rasheed (2004: 184) in ihrem Aufsatz zur Histo-
riographie in Saudi-Arabien gezeigt hat, vermittelte 
die offizielle saudische Geschichtsschreibung bis-
lang ausnahmslos das Bild, dass vor der Staatsgrün-
dung durch Abdulaziz ibn Saud Chaos und Ignoranz 
im Land geherrscht hätten – analog zur Zeit vor der 

Gründung des Islam durch den Propheten Muham-
mad (vgl. auch Straßmaier 2012: 56 f.). Die präch-
tigen Exponate der Ausstellung und die publizierten 
Texte unterstützten diese Sichtweise in keiner Weise, 
sondern gestatteten einen anderen Blick auf diese 
Epochen. Der tolerantere Umgang mit diesen Kapi-
teln in der Geschichte der arabischen Halbinsel ist 
ebenso als politisches Signal zu verstehen wie der 
zensorische Eingriff. In Hinblick auf die entferntere 
Vergangenheit ließ der saudische Staat erstmals ein 
pluralistisches Geschichtsbild zu – was die Herr-
scherdynastie der Al Saud betrifft, ist dies weiterhin 
Tabu.

Das Problem des Vorfalls besteht folglich nicht 
darin, dass ein politisch neutraler Artikel gegen ei-
nen tendenziösen ausgetauscht wurde, sondern dass 
die Zensur die freie Meinungsäußerung verhinderte 
und die Behörde eines autoritären Staates ihre Macht 
dazu nutzte, durch eine Selektion von Informati-
onen die Meinungsbildung über ebendiesen Staat 
im In- und Ausland zu beeinflussen. Das Erschei-
nen des Ersatz-Artikels in einer wissenschaftlichen 
Publikation im westlichen Ausland, herausgegeben 
von einer international renommierten Institution 
wie den Staatlichen Museen zu Berlin, steigerte die 
Glaubwürdigkeit dieser selektiven Darstellung der 
Landesgeschichte (von ähnlichen Fällen berichtet 
al-Rasheed 2004: 192). Die Selbstdarstellung der 
Autokraten erhielt einen seriösen wissenschaftlichen 
Anstrich.

IV. Fazit

Es ist deutlich geworden, dass das Zustandekom-
men und die Vermittlung von Inhalten der Berliner 
„Roads of Arabia“ Ausstellung bei Weitem nicht nur 
von musealen und wissenschaftlichen Interessen ge-
leitet waren. Als Beispiel für eine Verknüpfung des 
kulturellen Ereignisses mit anderen Zwecken wurde 
die Verfolgung markt- und volkswirtschaftlicher In-
teressen angesprochen, die sich bei der Eröffnungs-
feier und der Begleitkonferenz abzeichnete. Wenn-
gleich die Abhängigkeit von privatwirtschaftlichen 
Sponsoren zum Alltag des Kulturbetriebs gehört und 
die angeführten Beispiele alles andere als außerge-
wöhnlich sind, ist es wichtig, diese Verflechtung zu 
reflektieren. Denn die Pflege von Wirtschaftskon-
takten dient der ökonomischen Stabilität, und diese 
gilt – sicherlich nicht nur im Fall von Saudi-Arabien 
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– als wichtiger Pfeiler für die Regimestabilität (vgl. 
u.a. Champion 2003; Perthes/Glosemeyer 2003; 
Hertog 2006, 2010).

Durch die Zensur des Katalogbeitrags traten die 
politischen Ziele, die der saudische Staat mit der 
Ausstellung verfolgte, offen zu Tage. Es reicht mei-
ner Meinung nach nicht aus, den Vorfall als Verhin-
derung einer kritischen Sichtweise auf die Landesge-
schichte zu bewerten. Der Austausch des zensierten 
Artikels durch einen regierungskonformen Text so-
wie der Themenraum zum Staatsgründer Abdulaziz 
ibn Saud zeugen von der Absicht, mithilfe einer 
ausschnitthaften Darstellung der saudischen Vergan-
genheit die Machtverhältnisse in der Gegenwart zu 
legitimieren und zu zementieren. Das kann und darf 
kein wissenschaftlicher Anspruch sein.

Das Problem bei der Zensur des Katalogbeitrags 
besteht meiner Meinung nach nicht darin, dass ein 
wissenschaftlicher Aufsatz gegen einen politischen 
ausgetauscht wurde. Es gibt keine politisch neutrale 
Geschichtschreibung beziehungsweise Archäologie. 
Das Problem besteht in der Verhinderung einer po-
litischen Meinungsäußerung und im Ausschluss von 
bestimmten Informationen aus der Publikation – In-
formationen, die dazu geeignet erschienen, die Legi-
timität der saudischen Monarchie in Frage zu stellen. 

Es ist mir wichtig zu betonen, dass der vorliegen-
de Essay nicht als einseitiges Plädoyer gegen die 
wissenschaftliche Zusammenarbeit mit autoritären 
Staaten wie Saudi-Arabien zu lesen ist. Die Legitimi-
tät einer Kooperation muss einerseits bemessen wer-
den an den Möglichkeiten, die bestehenden Grenzen 
dessen, was gesagt werden darf, auszuweiten und 
andererseits am Beitrag des Projekts zur Festigung 
der existierenden Machtverhältnisse. Dass sich ein 
autoritäres Regime, das seinen Machtanspruch in 
Frage gestellt sieht, mitunter durch die Ausweitung 
der Grenzen der Äußerungsfreiheit höhere Überle-
benschancen erhofft, gestaltet die Einschätzung der 
progressiven Wirkung einer Kulturveranstaltung 
nicht gerade einfacher. Das Spannungsfeld zwi-
schen Machterhalt und Regimeveränderung, in dem 
sich die Ausstellung „Roads of Arabia“ bewegte, 
verschob sich im Laufe der Vorbereitungen gravie-
rend. Indem der saudische Mitherausgeber kurz vor 
Redaktionsschluss sein Recht auf Mitbestimmung 
über den Kataloginhalt dazu nutzte, einen Beitrag 
aus offenkundig politischen Gründen zu verhindern 
bzw. durch einen propagandistischen Text zu erset-

zen, bekam der Faktor der Herrschaftslegitimierung 
plötzlich unerwünschtes Gewicht. 

So lautet eine Schlussfolgerung, die aus dem Vor-
fall zu ziehen ist, dass eine unvorhergesehene Ver-
schiebung der Parameter bei der Gratwanderung der 
kulturellen und wissenschaftlichen Zusammenarbeit 
mit autoritären Staaten eine besonders hohe politi-
sche Brisanz besitzt. Der systemreformierende As-
pekt, der die Kooperation rechtfertigt, kann schnell 
vom Zweck des Machterhalts überschattet werden, 
wenn im Verlauf der Zusammenarbeit eine unerwar-
tete Wendung eintritt. 

Wie können sich Forschungs- und Kulturinsti-
tutionen auf unvorhersehbare Änderungen der Be-
dingungen vorbereiten, ohne von Grund auf jede 
Kooperation mit Institutionen autoritärer Staaten ab-
zulehnen? Wie sind die Grenzen der Abhängigkeit, 
die jede Zusammenarbeit dieser Art mit sich führt, 
zu bestimmen? Derzeit liegt die Beurteilung, welche 
Kompromisse vertretbar sind, in den Händen indi-
vidueller Entscheidungsträger: Beim Führungsper-
sonal von Forschungseinrichtungen und kulturellen 
Institutionen, bei Projektleiterinnen, einzelnen Wis-
senschaftlern und Mitgliedern von Forschungsgrup-
pen. In dieser Situation erscheint es angebracht, sich 
auf institutioneller Ebene über die publikations- und 
forschungsethischen Bedingungen solcher Koopera-
tionen zu verständigen. Es ist wünschenswert, dass 
ein Erfahrungsaustausch zwischen betroffenen Kul-
tur- und Forschungseinrichtungen und Wissenschaft-
lerInnen initiiert wird, um die Notwendigkeit und 
die Möglichkeiten zu erörtern, der Kompromissbe-
reitschaft gegenüber den Behörden eines autoritären 
Staates Grenzen zu setzen. Idealerweise würde aus 
einem solchen Austausch ein öffentlich zugängliches 
Richtlinienpapier oder eine Selbstverpflichtungser-
klärung hervorgehen. Richtlinien dieser Art würden 
den betroffenen Einrichtungen, Wissenschaftlerin-
nen und anderen Verantwortlichen nicht nur helfen, 
Entscheidungen zu treffen und öffentlich zu recht-
fertigen, sondern auch in Verhandlungen mit auslän-
dischen Kooperationspartnern Rückhalt verschaffen. 
Die Chancen, einen unerwünschnten politischen 
Eingriff in den Inhalt einer Gemeinschaftspublikati-
on verhindern zu können, würden steigen durch den 
Verweis auf ein Richtlinienwerk, das die Zustim-
mung hierzu untersagt.
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